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 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Zahlung von Entschädigungs-
 leistungen bei der Anrechnung des Lastenausgleichs und zur Änderung des
 Aufbauhilfefondsgesetzes (ZEALG)

 A.  Problem und Ziel

 Die  Verrechnung  von  bereits  erhaltenen  Ausgleichsleistungen  nach  dem  Lasten-
 ausgleichsgesetz  (LAG)  mit  Leistungen  nach  dem  Entschädigungs-,  Aus-
 gleichsleistungs-  oder  NS-Verfolgtenentschädigungsgesetz  (NS-VEntschG)  ge-
 schieht  bisher  in  einem  gestuften  zeitaufwändigen  Verfahren.  Berechtigte
 müssen  daher  unter  Umständen  lange  auf  die  ihnen  zustehende  Entschädigung
 warten.  Das  Gesetz  schafft  die  Möglichkeit,  den  Berechtigten  Entschädigungs-
 leistungen  schneller  zur  Verfügung  zu  stellen,  wodurch  sich  auch  die  Zinsbelas-
 tung des Entschädigungsfonds verringert.

 Die  nachhaltige  Beseitigung  von  Schäden  in  den  vom  Augusthochwasser  2002
 im  Freistaat  Sachsen  betroffenen  Gebieten  wird  aufgrund  jüngster  Hochwasser-
 ereignisse  länger  dauern  als  bei  der  Errichtung  des  Sondervermögens  „Aufbau-
 hilfefonds“  vorhersehbar.  Durch  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Aufbauhilfe-
 fondsgesetzes  sollen  die  Fristen  für  die  Schadensbeseitigung  für  den  Freistaat
 Sachsen an diese neue Sachlage angepasst werden.

 B.  Lösung

 An  die  Stelle  der  Zahlung  einer  Restentschädigung  nach  der  Verrechnung  mit
 dem  Lastenausgleich  tritt  die  Vorabzahlung  einer  durch  Schätzung  vorläufig  er-
 mittelten  Entschädigung,  bevor  der  LAG-Rückforderungsbetrag  feststeht.  Der
 obligatorische  Abzug  des  Lastenausgleichs  folgt  dem  nach.  Das  Verwaltungs-
 verfahren  wird  gestrafft;  die  Schlussabrechnung  und  die  kassentechnische  Ab-
 wicklung der Entschädigung werden dem Bundesausgleichsamt übertragen.

 Um  den  mit  der  Errichtung  des  Aufbauhilfefonds  verfolgten  Zweck  –  die  nach-
 haltige  Schadensbeseitigung  in  den  vom  Augusthochwasser  2002  betroffenen
 Gebieten  –  zu  erreichen,  sind  die  Fristen  des  §  8  Absatz  6  des  Aufbauhilfefonds-
 gesetzes jeweils um drei Jahre zu verlängern.

 C.  Alternativen

 Keine.



Drucksache 17/4807 – 2 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode
D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Die  Haushalte  von  Bund,  Ländern  und  Gemeinden  werden  nicht  zusätzlich  be-
 lastet.  Vielmehr  führt  die  durch  die  Einführung  einer  Abschlagszahlung  bewirk-
 te  Verkürzung  der  Zinslaufzeit  ab  dem  1.  Januar  2004  zu  Minderausgaben  für
 den  Entschädigungsfonds,  welche  sich  im  zweistelligen  Millionenbereich  bewe-
 gen.  Ausfallrisiken,  die  mit  der  Vorabzahlung  verbunden  sein  können,  halten
 sich  in  sehr  engen  Grenzen,  da  es  wegen  der  Schätzmethode  kaum  zu  Überzah-
 lungen  kommen  wird.  Die  Vorfinanzierungskosten  sind  bei  der  Einschätzung
 des mit der Neuregelung zu erzielenden positiven Effektes berücksichtigt.

 Die  Berechnung  beruht  auf  folgenden  Erkenntnissen  und  Prognosen  der  Lasten-
 ausgleichs-  und  Entschädigungsverwaltungen:  Bei  rd.  15  000  derzeit  noch  offe-
 nen  und  zu  erwartenden  Rückforderungsfällen  zur  Verrechnung  und  einer
 durchschnittlichen  Nettoentschädigung  von  36  500  Euro  für  das  Entschädi-
 gungs-  und  Ausgleichsleistungsgesetz  und  182  000  Euro  für  das  NS-VEntschG
 ergibt  sich  ein  Entschädigungsvolumen  von  rd.  710  Mio.  Euro.  Den  Berechtig-
 ten  wird  ein  großer  Teil  ihrer  Entschädigung  auf  Schätzbasis  vorab  ausgezahlt,
 so  dass  der  Zinslauf  insoweit  endet.  Bei  einer  Verfahrensdauer  bis  2018/2019,
 einer  durchschnittlichen  Verkürzung  der  Zinslaufzeit  um  zwei  Jahre  und  unter
 Berücksichtigung  der  Vorfinanzierung  ergeben  sich  Einsparungen  von  rd.
 50  Mio. Euro gegenüber der bisherigen Regelung.

 Der  Tabelle  liegen  zugrunde:  Verzinsung  der  Entschädigung  –  6  Prozent  p.  a.;  Verkürzung  der  Zinslaufzeit  –  zwei  Jahre;  Vorfinanzierungszinssatz:

 1,4 Prozent p.  a.; Nettoverzinsung (rechnerisch) – 4,6 Prozent p.  a.

 2. Vollzugsaufwand

 Zusätzlicher  Vollzugsaufwand  für  die  Haushalte  des  Bundes  und  der  Länder  ent-
 steht  nicht.  Die  auf  das  Bundesausgleichsamt  übertragenen  Abrechnungsaufga-
 ben  können  mit  den  vorhandenen  personellen  Ressourcen  durchgeführt  werden.

 Den  neuen  Ländern  ermöglicht  die  Neuregelung,  das  Entschädigungsverfahren
 zu  einem  für  sie  früheren  Zeitpunkt  zu  beenden.  Für  die  Länder  insgesamt  bringt
 das Gesetz keine personelle Mehrbelastung mit sich.

 E.  Sonstige Kosten

 Der  Wirtschaft  und  insbesondere  den  mittelständischen  Unternehmen  entstehen
 durch  dieses  Gesetz  keine  zusätzlichen  Kosten.  Auswirkungen  auf  die  Einzel-
 preise,  das  Preisniveau  und  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau  sind  nicht
 zu erwarten.

 Fallzahl
 durchschnittlicher

 Entschädigungsbetrag
 Gesamt-

 Entschädigungsvolumen
 Einsparung

 durch das ZEALG

 EntschG  13 500  36 500 Euro  493 Mio. Euro  35,5 Mio. Euro

 NS-VEntschG  1 200  182 000 Euro  218 Mio. Euro  15,7 Mio. Euro

 Zusammen:  14 700  711 Mio. Euro  51,2 Mio. Euro

 Tabelle 1 (Gesamtersparnis)

 Erledigungen  2011  2012 bis 2018
 (jährlich)

 2019  Einsparung
 (gesamt)

 Fallzahlen  1 260  1 890  210

 Einsparung  4,4 Mio. Euro  6,6 Mio. Euro  0,6 Mio. Euro  51,2 Mio. Euro
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F.  Bürokratiekosten

 Durch  das  Gesetz  entstehen  keine  Informationspflichten  für  natürliche  oder  ju-
 ristische Personen.

 G.  Gender-Mainstreaming

 Gleichstellungspolitische  Auswirkungen  der  Regelungen  sind  nicht  gegeben.
 Das  Gesetz  bietet  keine  Grundlage  für  verdeckte  Benachteiligungen,  Beteili-
 gungsdefizite oder die Verfestigung tradierter Rollen.
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Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Zahlung von Entschädigungs-
 leistungen bei der Anrechnung des Lastenausgleichs und zur Änderung des
 Aufbauhilfefondsgesetzes (ZEALG)

 Vom …
 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Entschädigungsgesetzes

 Das  Entschädigungsgesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  13.  Juli  2004  (BGBl.  I  S.  1658),  das  zuletzt
 durch  Artikel  3  Absatz  14  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  2006
 (BGBl.  I  S.  1466)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  In  §  1  Absatz  1  Satz  7  werden  nach  dem  Wort  „Entschä-
 digung“  die  Wörter  „und  bei  Abzug  des  Lastenausgleichs
 durch Bescheid nach §  8 Absatz 4“ eingefügt.

 2.  In  §  3  Absatz  6  wird  die  Angabe  „2“  durch  die  Angabe
 „6“ ersetzt.

 3.  §  8 wird wie folgt gefasst:

 „§  8
 Entschädigung bei Abzug von Lastenausgleich

 (1)  Hat  der  Berechtigte  nach  §  2  Absatz  1  des  Vermö-
 gensgesetzes  oder  sein  Gesamtrechtsvorgänger  für  zu
 entschädigende  Vermögenswerte  Hauptentschädigung
 nach  dem  Lastenausgleichsgesetz  erhalten,  erlässt  die
 Behörde  einen  Bescheid  über  die  nach  §  7  gekürzte  Be-
 messungsgrundlage.  Eine  der  Ausgleichsverwaltung  mit-
 geteilte  oder  festgestellte  gekürzte  Bemessungsgrundlage
 gilt  als  Schadenausgleichsleistung  in  Geld  im  Sinne  des
 §  349 Absatz 3 des Lastenausgleichsgesetzes.

 (2)  Das  Bundesausgleichsamt  weist  zwei  Monate  nach
 Bestandskraft  des  Bescheides  nach  Absatz  1  als  Ab-
 schlag  einen  Betrag  in  Höhe  der  gekürzten  Bemessungs-
 grundlage  abzüglich  eines  vorläufig  geschätzten  Rück-
 forderungsbetrages  nach  §  349  des  Lastenausgleichsge-
 setzes  vorab  zur  Auszahlung  an;  zeitgleich  erhält  der
 Berechtigte  hierauf  Zinsen  ab  dem  1.  Januar  2004  bis
 zum  Kalendermonat  der  Bekanntgabe  des  Bescheides
 nach  Absatz  1.  Den  Rückforderungsbetrag  schätzt  die
 nach  §  312  Absatz  2  Satz  3  des  Lastenausgleichsgesetzes
 zuständige  Behörde  der  Ausgleichsverwaltung  auf  der
 Grundlage  der  erfüllten  Hauptentschädigung.  Die  Aus-
 zahlung  erfolgt  unter  dem  Vorbehalt  der  Rückforderung
 des Unterschiedsbetrages nach Absatz 5 Satz 2.

 (3)  Hat  die  Ausgleichsverwaltung  vor  dem  1.  Juli  2009
 von  dem  Rückforderungstatbestand  Kenntnis  erlangt,
 setzt  das  zuständige  Ausgleichsamt  oder  Landesaus-
 gleichsamt  den  nach  den  Vorschriften  des  Lastenaus-
 gleichsgesetzes  ermittelten  Rückforderungsbetrag  durch
 Bescheid  fest.  Hat  die  Ausgleichsverwaltung  die  Kennt-

 nis  nach  dem  30.  Juni  2009  erlangt,  ermittelt  das  Bundes-
 ausgleichsamt  den  Rückforderungsbetrag.  Zur  Bestim-
 mung  der  Entschädigung  zieht  das  Bundesausgleichsamt
 in  beiden  Fällen  den  Rückforderungsbetrag  von  der  be-
 standskräftig  festgesetzten  gekürzten  Bemessungsgrund-
 lage  ab;  die  Differenz  wird  nach  §  2  Absatz  2  Satz  1  ab-
 gerundet.  Die  Entschädigung  ist  ab  dem  1.  Januar  2004
 bis  zum  Kalendermonat  vor  der  Bekanntgabe  des  Be-
 scheides nach Absatz 1 zu verzinsen.

 (4)  Das  Bundesausgleichsamt  stellt  die  Entschädigung
 und  die  Zinsen  sowie  im  Fall  des  Absatzes  3  Satz  2  den
 Rückforderungsbetrag durch einen Bescheid fest.

 (5)  Nach  Bestandskraft  des  Bescheides  nach  Absatz  4
 wird  die  Summe  aus  Entschädigung  und  Zinsen  mit  der
 Vorabzahlung  nach  Absatz  2  verrechnet.  Einen  Unter-
 schiedsbetrag  zu  Lasten  des  Berechtigten  fordert  das
 Bundesausgleichsamt  zurück;  ist  der  Berechtigte  eine  Er-
 bengemeinschaft,  eine  juristische  Person,  eine  Personen-
 gesellschaft  des  Handelsrechts  oder  eine  Familienstif-
 tung,  sind  dessen  Beteiligte  bzw.  Mitglieder  daneben  als
 Gesamtschuldner rückzahlungspflichtig.

 Einen  Unterschiedsbetrag  zu  Gunsten  des  Berechtigten
 zahlt  das  Bundesausgleichsamt  aus;  dazu  erhält  der  Be-
 rechtigte  die  Zinsen  auf  die  Differenz  zwischen  der  Ent-
 schädigung  und  dem  Betrag  nach  Absatz  2  Satz  1  Halb-
 satz  1  ab  dem  1.  Januar  2004  bis  zum  Kalendermonat  vor
 der Bekanntgabe des Bescheides nach Absatz 4.

 (6)  §  6  Absatz  2  gilt  für  den  Abzug  des  Lastenaus-
 gleichs entsprechend.

 (7)  Hat  die  Ausgleichsverwaltung  am  …  [einsetzen:
 Tag  des  Inkrafttretens  dieses  Änderungsgesetzes]  einen
 Bescheid  über  den  nach  den  Vorschriften  des  Lastenaus-
 gleichsgesetzes  ermittelten  Rückforderungsbetrag  bereits
 bekannt  gegeben,  so  richtet  sich  das  Verfahren  des  Ab-
 zugs  von  Lastenausgleich  nach  der  bis  dahin  geltenden
 Fassung dieses Gesetzes.“

 4.  In  §  12  Absatz  1  wird  nach  Satz  2  folgender  Satz  einge-
 fügt:

 „Auf  die  nach  §  8  Absatz  4  zu  treffende  Entscheidung
 wird  §  32  Absatz  1  des  Vermögensgesetzes  nicht  ange-
 wendet.“

 Artikel 2

 Änderung des Lastenausgleichsgesetzes

 Das  Lastenausgleichsgesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  2.  Juni  1993  (BGBl.  I  S.  845,  1995  I  S.  248),
 das  zuletzt  durch  Artikel  2  Absatz  6  des  Gesetzes  vom
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16.  Mai  2008  (BGBl.  I  S.  842)  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  Dem §  292a wird folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4)  Für  die  Erstattung  von  Kriegsschadenrente  sowie
 von  Zuschüssen  im  Sinne  von  §  276  Absatz  2  und  3a,  die
 für  die  Zeit  nach  dem  Tod  des  Berechtigten  ausgezahlt
 wurden,  gilt  §  118  Absatz  3  und  4  des  Sechsten  Buches
 Sozialgesetzbuch entsprechend.“

 2.  §  349 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Eine  Rückforderung  entfällt,  soweit  auf  Grund  ande-
 rer  gesetzlicher  Vorschriften  Entschädigungsleistun-
 gen  oder  sonstige  Ausgleichszahlungen  wegen  ge-
 währter Ausgleichsleistungen gekürzt worden sind.“

 b)  Der folgende Satz wird angefügt:

 „Ist  die  Rückforderung  von  Lastenausgleichsleistun-
 gen  durch  Verrechnung  entgegen  §  8  des  Entschä-
 digungsgesetzes  unterblieben,  sind  die  zu  viel  ge-
 währten  Ausgleichsleistungen  zurückzufordern;  in
 diesem  Fall  findet  keine  Verrechnung  mit  der  nach  §  7
 des  Entschädigungsgesetzes  gekürzten  Bemessungs-
 grundlage statt.“

 Artikel 3

 Änderung des Vermögensgesetzes

 Das  Vermögensgesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  9.  Februar  2005  (BGBl.  I  S.  205),  das  zuletzt
 durch  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  2009  (BGBl.  I
 S.  1688) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  23 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „ein  Amt,  mehrere  Äm-
 ter,  das  Landesamt  zur  Regelung  offener  Vermögens-
 fragen  oder  das  Landesausgleichsamt“  durch  die
 Wörter „eine andere Behörde“ ersetzt.

 b)  Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:

 „Nach  der  Übertragung  kann  das  zuvor  zuständige
 Amt geschlossen werden.“

 c)  In  Satz  3  werden  die  Wörter  „diese  Ermächtigung“
 durch  die  Wörter  „die  Ermächtigung  nach  Satz  1“  er-
 setzt.

 2.  Dem §  26 wird folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4)  Sind  die  Aufgaben  eines  Landesamtes  gemäß  §  23
 Absatz  2  Satz  1  auf  eine  oberste  Landesbehörde  übertra-
 gen  worden,  ist  gegen  deren  Entscheidungen  ein  Wider-
 spruch  wie  gegen  eine  entsprechende  Entscheidung  eines
 Landesamtes zulässig.“

 3.  §  29 Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.

 Artikel 4

 Aufhebung des
 Vertriebenenzuwendungsgesetzes

 1.  Das  Vertriebenenzuwendungsgesetz  vom  27.  September
 1994  (BGBl.  I  S.  2624,  2635),  das  zuletzt  durch  Artikel  4
 Absatz  43  des  Gesetzes  vom  22.  September  2005
 (BGBl.  I  S.  2809)  geändert  worden  ist,  wird  aufgehoben.

 2.  Auf  Verfahren,  die  am  …  [einsetzen:  Tag  des  Inkrafttre-
 tens  dieses  Änderungsgesetzes]  noch  nicht  abgeschlos-
 sen  sind,  finden  die  Vorschriften  des  Gesetzes  in  der  bis
 dahin geltenden Fassung weiter Anwendung.

 Artikel 5

 Aufhebung der Ersten Verordnung zur
 Durchführung des Beweissicherungs- und

 Feststellungsgesetzes

 Die  Erste  Verordnung  zur  Durchführung  des  Beweissi-
 cherungs-  und  Feststellungsgesetzes  vom  4.  August  1965
 (BGBl.  I S.  727) wird zum 1. Januar 2012 aufgehoben.

 Artikel 6

  Änderung des Aufbauhilfefondsgesetzes

 §  8  Absatz  6  des  Aufbauhilfefondsgesetzes  vom  19.  Sep-
 tember  2002  (BGBl.  I  S.  3651,  3652),  das  zuletzt  durch  Ar-
 tikel  1  des  Gesetzes  vom  11.  Dezember  2006  (BGBl.  S.  2854,
 2855) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

 „(6)  Soweit  Mittel  vom  Freistaat  Sachsen  nicht  spätestens
 bis  zum  Ende  des  Jahres  2016  nach  Absatz  2  verbraucht  wer-
 den,  sind  diese  abzüglich  der  zu  diesem  Zeitpunkt  noch  be-
 stehenden  Forderungen  Betroffener  entsprechend  den  Antei-
 len  an  den  Einzahlungen  in  den  Fonds  nach  §  4  bis  zum
 Ablauf  des  Jahres  2017  an  Bund  und  Länder  erstatten.  Bis
 spätestens  zum  Ende  des  Jahres  2020  sind  alle  nicht  ver-
 brauchten  Mittel  entsprechend  Satz  1  an  Bund  und  Länder  zu
 erstatten.“

 Artikel 7

 Inkrafttreten

 (1)  Das  Gesetz  tritt  vorbehaltlich  des  Absatzes  2  am  Tage
 nach seiner Verkündung in Kraft.

 (2) Artikel 5 tritt am 1. Januar 2012 in Kraft.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 9 – Drucksache 17/4807
Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 Der  Gesetzentwurf  bezweckt  im  Wesentlichen,  den  An-
 spruchsberechtigten  nach  dem  Entschädigungs-  Ausgleichs-
 leistungs-  und  NS-Verfolgtenentschädigungsgesetz,  die  zu-
 gleich  nach  dem  Lastenausgleichsgesetz  zur  Rückzahlung
 verpflichtet  sind,  Kapital  schneller  zur  Verfügung  zu  stellen.
 Dafür  werden  das  Entschädigungsgesetz  und  das  Lastenaus-
 gleichsgesetz geändert.

 Darüber  hinaus  werden  Vorschriften  des  Vermögensgesetzes
 und  des  Aufbauhilfefondsgesetzes  geändert  und  das  Vertrie-
 benenzuwendungsgesetz  sowie  die  Erste  Verordnung  zur
 Durchführung  des  Beweissicherungs-  und  Feststellungsge-
 setzes aufgehoben.

 Der  Gesetzentwurf  enthält  keine  Vorschriften,  durch  die  der
 Wirtschaft,  insbesondere  den  mittelständischen  Unterneh-
 men,  zusätzliche  Kosten  auferlegt  würden.  Ebenso  wenig
 sind  durch  ihn  Auswirkungen  auf  die  Einzelpreise,  das  Preis-
 niveau  und  insbesondere  das  Verbraucherpreisniveau  zu  er-
 warten.

 Gegenstand  des  Entwurfs  ist  nicht  die  erstmalige  normative
 Erfassung  eines  bislang  ungeregelten  Lebensbereichs,  son-
 dern  die  teilweise  Neugestaltung  des  Ablaufs  eines  beste-
 henden  Verwaltungsverfahrens.  Der  Entwurf  verursacht  da-
 her  keine  Zielkonflikte  zwischen  den  einzelnen  Parametern
 der  nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie.  Dem  Nachhaltig-
 keitsgedanken  trägt  der  Gesetzesentwurf  zudem  dadurch
 Rechnung,  als  er  den  Bundeshaushalt  durch  die  zu  erwarten-
 den  Zinsersparnisse  in  den  kommenden  neun  Jahren  um  ins-
 gesamt rd. 50 Mio. Euro entlasten wird.

 I.  Änderungen des Entschädigungsgesetzes
 (Artikel 1) und des Lastenausgleichsgesetzes
 (Artikel 2)

 Das  Verfahren  der  Anrechnung  des  Lastenausgleichs  auf
 Entschädigungszahlungen  wird  modifiziert.  Die  Entschädi-
 gungsberechtigten  sollen  schneller  über  den  ihnen  zustehen-
 den  Entschädigungsbetrag  verfügen  können.  Es  wird  des-
 halb  eine  Vorabzahlung  eingeführt,  die  bereits  vor  der
 endgültigen  Ermittlung  der  Restentschädigung  zur  Auszah-
 lung kommt.

 Bei  den  Entschädigungen  nach  dem  Entschädigungsgesetz,
 dem  NS-Verfolgtenentschädigungsgesetz  und  dem  Aus-
 gleichleistungsgesetz  handelt  es  sich  um  Schadensaus-
 gleichsleistungen,  die  zu  einer  Anrechnung  der  im  Lasten-
 ausgleich gezahlten Hauptentschädigung führen.

 Bislang  geschieht  dies  in  einem  dreistufigen  Verfahren.  Die
 für  die  Regelung  der  offenen  Vermögensfragen  jeweils  zu-
 ständige  Behörde  (Vermögensamt)  ermittelt  den  (Brutto-)
 Entschädigungsbetrag  –  die  „gekürzte  Bemessungsgrundla-
 ge“  –  und  teilt  diesen  der  Ausgleichsverwaltung  (Rückforde-
 rungsamt)  mit.  Zuständig  ist  für  die  Rückforderung  in  Alt-
 fällen  grundsätzlich  das  Ausgleichsamt,  bei  dem  sich  am
 31.  Juli  1992  die  Akte  über  die  Zuerkennung  der  Haupt-
 entschädigung  befunden  hat  und  für  nach  dem  30.  Juni  2009
 bekannt  gewordene  Rückforderungsfälle  das  Bundes-
 ausgleichsamt.  Das  Rückforderungsamt  erlässt  den  Rückfor-

 derungsbescheid  und  teilt  nach  dessen  Bestandskraft  dem  für
 die  Entschädigungsberechnung  zuständigen  Vermögensamt
 den  Abzugsbetrag  mit.  Dieses  verrechnet  den  Abzugsbetrag
 mit  dem  Entschädigungsbetrag  und  erlässt  hierüber  einen
 Bescheid.  Nach  dessen  Bestandskraft  wird  die  (Rest-)Ent-
 schädigung  zuzüglich  der  bis  dahin  nach  §  1  Absatz  1  Sätze  4
 und  5  des  Entschädigungsgesetzes  aufgelaufenen  Zinsen
 ausgezahlt.

 Vermögensamt  und  Rückforderungsamt  sind  bei  ihren  Ent-
 scheidungen  von  der  gegenseitigen  Zuarbeit  abhängig.  So
 bedarf  die  Ausgleichsverwaltung  für  das  Rückforderungs-
 verfahren  der  Information,  ob  und  in  welcher  Höhe  ein  Scha-
 densausgleich  eingetreten  ist.  Das  Vermögensamt  wiederum
 kann  die  Restentschädigung  nur  nach  Kenntnis  des  bestands-
 kräftig  festgestellten  Rückforderungsbetrages  ermitteln.  Es
 ist  nicht  auszuschließen,  dass  sich  der  ohnehin  schon  zeitauf-
 wändige  Abstimmungsprozess  durch  die  zum  1.  Januar  2010
 wirksam  gewordene  Zuständigkeitsverlagerung  in  der  Aus-
 gleichsverwaltung  nochmals  verlängern  würde.  Das  soll  ver-
 mieden werden.

 Die  Möglichkeit,  das  Entschädigungsverfahren  und  die  Las-
 tenausgleich-Rückforderung  völlig  unabhängig  voneinander
 durchzuführen,  würde  zwar  das  Entschädigungsverfahren
 verkürzen.  Damit  wären  aber  auch  erhebliche  Ausfallrisiken
 für  den  Entschädigungsfonds  verbunden.  Zudem  würde  die
 Zinsbelastung  des  Entschädigungsfonds  erheblich  steigen,
 da  Zinsträger  die  Brutto-  und  nicht  wie  bisher  die  Nettoent-
 schädigung  wäre.  An  der  Verrechnungspflicht  soll  daher
 festgehalten  werden.  Das  Zusammenspiel  zwischen  Vermö-
 gensamt und Rückforderungsamt wird aber neu gestaltet.

 Um  über  die  Entschädigung  früher  verfügen  zu  können,  wird
 dem  Berechtigten  zukünftig  durch  das  Bundesausgleichsamt
 eine  Abschlagszahlung,  welche  sich  unter  Berücksichtigung
 eines  geschätzten  LAG-Rückforderungsbetrages  an  der  Net-
 toentschädigung  zuzüglich  Zinsen  orientiert,  vorab  ausge-
 zahlt,  sobald  das  Vermögensamt  die  gekürzte  Bemessungs-
 grundlage  bestandskräftig  festgesetzt  hat.  Die  Schätzung
 nimmt  die  zuständige  Behörde  der  Ausgleichsverwaltung
 auf  der  Grundlage  der  noch  nicht  zurück  geforderten  Haupt-
 entschädigung  vor,  sobald  ihr  die  Bruttoentschädigung  be-
 kannt wird.

 Mit  der  Festsetzung  und  Bekanntgabe  der  gekürzten  Bemes-
 sungsgrundlage kann der Zinslauf weitestgehend enden.

 Das  Rückforderungsamt  ermittelt  danach  den  Rückforde-
 rungsbetrag  zur  Verrechnung.  Ist  das  Bundesausgleichsamt
 zuständig,  erlässt  es  hierüber  nicht  mehr  sofort  einen  rechts-
 mittelfähigen  Bescheid,  sondern  nimmt  zunächst  selbst  die
 Verrechnung  vor.  Dann  erlässt  es  den  Bescheid,  der  den
 Rückforderungsbetrag,  die  Restentschädigung  sowie  die
 Zinsen  ausweist.  Ergibt  sich  hierbei  der  Saldo  zu  Gunsten
 des  Berechtigten,  so  erhält  er  die  Differenz  zur  bereits  erhal-
 tenen  Abschlagzahlung  zuzüglich  der  Zinsen  nachgezahlt.
 Andernfalls  fordert  das  Bundesausgleichsamt  den  überzahl-
 ten Betrag zurück.

 Bleiben  Ausgleichsämter  und  Landesausgleichsämter,  mit-
 hin  Behörden  in  den  „alten  Ländern“,  zuständig,  weil  die
 Kenntnis  über  den  Rückforderungstatbestand  vor  dem  1.  Juli
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2009  erlangt  wurde,  ergeht  über  den  Rückforderungsbetrag
 zur  Verrechnung  ein  eigener  Bescheid.  Nach  dessen  Be-
 standskraft  übernimmt  das  Bundesausgleichsamt  die  weitere
 Verrechnung und Auszahlung bzw. Rückforderung.

 Das  Verfahren  des  Abzugs  von  Lastenausgleich  wird  damit
 um  eine  Schnittstelle  verkürzt,  da  die  Rückkopplung  von
 Rückforderungsamt  zu  Vermögensamt  entfällt.  Es  gliedert
 sich  in  zwei  Abschnitte,  die  jeweils  durch  einen  Bescheid  ab-
 geschlossen  werden.  Das  Bundesausgleichsamt,  das  am  En-
 de  des  zweiten  Verfahrensabschnittes  steht,  übernimmt  zen-
 tral  die  Verrechnung  und  kassentechnische  Durchführung
 der  Entschädigung  bei  Abzug  von  Lastenausgleich,  ohne  da-
 mit  zu  einer  „Behörde“  im  Sinne  des  Vermögensrechts  zu
 werden.

 Das  Gesetz  schafft  darüber  hinaus  in  Artikel  2  eine  Rechts-
 grundlage  für  die  Ausgleichsverwaltung,  um  in  den  Fällen,
 in  denen  die  eigentlich  notwendige  Verrechnung  ausnahms-
 weise  unterblieben  ist,  den  Lastenausgleich  isoliert  zurück
 zu fordern.

 II.  Änderung des Gesetzes zur Regelung offener
 Vermögensfragen (Artikel 3)

 Die  „offenen  Vermögensfragen“  haben  in  einigen  Ländern
 bereits  einen  Bearbeitungsstand  erreicht,  der  es  nicht  mehr
 rechtfertigt,  ein  eigenständiges  Amt  oder  Landesamt  auf-
 recht  zu  erhalten.  Das  Gesetz  schafft  daher  die  Möglichkeit,
 eine andere Behörde mit den Aufgaben zu betrauen.

 Der  beim  Bundesamt  für  zentrale  Dienste  und  offene  Vermö-
 gensfragen  (BADV)  bestehende  Beirat  rührt  aus  der  An-
 fangszeit  der  „offenen  Vermögensfragen“  her.  Das  damalige
 Bundesamt  zur  Regelung  offener  Vermögensfragen  hatte
 weitgehend  koordinierende  Funktionen.  Mit  der  auch  durch
 die  Rechtsprechung  bewirkten  Entwicklung  des  Rechtsge-
 bietes  und  der  Umgestaltung  des  BADV  zu  einer  Verwal-
 tungsbehörde  mit  Entscheiderfunktion  erscheint  dieser  Bei-
 rat  obsolet.  Das  Gesetz  leistet  damit  einen  Beitrag  zum
 Bürokratieabbau.

 III.  Aufhebung des Vertriebenenzuwendungs-
 gesetzes  (Artikel 4)

 Die  nach  dem  Vertriebenenzuwendungsgesetz  gestellten  An-
 träge  sind  erledigt,  der  Gesetzeszweck  ist  erfüllt.  Das  Gesetz
 kann  aufgehoben  werden.  Die  Maßnahme  dient  der  Rechts-
 bereinigung.

 IV.  Änderung der Ersten Verordnung zur Durch-
 führung des Beweissicherungs- und Feststel-
 lungsgesetzes  (1. BFDV) (Artikel 5)

 Die  gesetzlichen  Aufgaben  der  im  Bereich  der  Landesaus-
 gleichsämter  Berlin,  Niedersachsen  und  Schleswig-Holstein
 eingerichteten  Auskunftstellen  der  Ausgleichsverwaltung
 haben  sich  erledigt.  Die  Erste  Verordnung  zur  Durchführung
 des  Beweissicherungs-  und  Feststellungsgesetzes  (1.  BFDV)
 kann  daher  aufgehoben  werden.  Die  in  Artikel  6  Absatz  2
 bestimmte  Auflösung  zum  1.  Januar  2012  ermöglicht  den
 zuständigen  Ländern  eine  geordnete  Auflösung  der  Aus-
 kunftstellen.  Im  Übrigen  dient  die  Maßnahme  der  Verwal-
 tungsverschlankung und dem Bürokratieabbau.

 V.  Änderung des Aufbauhilfefondsgesetzes
 (Artikel 6)

 Die  katastrophalen  Hochwasserereignisse  von  August  und
 September  2010  haben  in  Sachsen  erneut  zu  Schäden  im
 oberen  dreistelligen  Millionenbereich  geführt.  Diesmal  sind
 Teile  Sachsens  betroffen,  die  außerhalb  der  Schadensgebiete
 des Augusthochwassers 2002 liegen.

 Die  notwendigen  sofortigen  Erstsicherungsmaßnahmen  ein-
 schließlich  notwendiger  Beräumungen  und  die  anschließen-
 de  Schadensbeseitigung  an  den  betroffenen  Gewässern  be-
 deuten  für  den  Freistaat  Sachsen  einen  erheblichen
 finanziellen,  organisatorischen  und  logistischen  Kraftakt,
 der  dazu  führt,  dass  in  erheblichem  Umfang  Ressourcen  in
 der  Wasserwirtschaftverwaltung  und  bei  den  Trägern  der
 Gewässerunterhaltungslast  Sachsens,  aber  auch  bei  Inge-
 nieur-  und  Planungsbüros  und  nicht  zuletzt  bei  Bauunterneh-
 men  gebunden  werden,  die  gleichzeitig  für  die  nachhaltige
 Schadensbeseitigung  an  den  vom  Augusthochwasser  2002
 betroffenen  –  und  damit  vom  Aufbauhilfefonds  erfassten  –
 Gewässern benötigt werden.

 Da  eine  zeitgleiche  Aufgabenerledigung  somit  unmöglich  ist
 und  die  Beseitigung  der  Schäden  durch  die  Hochwasserer-
 eignisse  2010  zur  Abwehr  akuter  Gefahren  für  die  öffentli-
 che  Sicherheit  und  Ordnung  vorrangig  zu  erfolgen  hat,  wird
 die  Schadensbeseitigung  in  den  vom  Augusthochwasser
 2002  betroffenen  Gebieten  deutlich  längere  Zeit  als  bisher
 geplant in Anspruch nehmen.

 Der  mit  der  Errichtung  des  Aufbauhilfefonds  verfolgte
 Zweck  –  die  nachhaltige  Schadensbeseitigung  in  den  vom
 Augusthochwasser  2002  betroffenen  Gebieten  –  ist  nur
 durch  eine  Verlängerung  der  Frist  nach  §  8  Absatz  6  Aufbau-
 hilfefondsgesetz zu erreichen.

 Die  Gesetzgebungskompetenz  folgt  aus  Artikel  110  Absatz  1
 des Grundgesetzes.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des Entschädigungs-
 gesetzes – EntschG)

 Zu Nummer 1  (§ 1 EntschG)

 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zur  Änderung  von
 §  8.  Die  Einfügung  verdeutlicht,  dass  nur  bei  Abzug  von
 Lastenausgleich  die  durch  das  Vermögensamt  zu  treffende
 Entscheidung  über  die  Entschädigung  -in  Form  der  gekürz-
 ten  Bemessungsgrundlage  -  und  die  durch  das  Bundesaus-
 gleichsamt  vorzunehmende  Zinsberechnung  zeitlich  ausein-
 anderfallen.

 Zu Nummer 2  (§  3 EntschG)

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Änderung,  die  durch
 die Änderung von §  8  bedingt ist.

 Zu Nummer 3  (§  8 EntschG)

 Die  Verrechnung  des  Lastenausgleichs  mit  der  Entschädi-
 gung  nach  dem  Entschädigungsgesetz  setzt  bislang  voraus,
 dass  die  Ausgleichsverwaltung  den  nach  den  Vorschriften
 des  §  349  LAG  errechneten  Rückforderungsbetrag  bestands-
 kräftig  festgesetzt  hat.  Um  den  Entschädigungsbescheid  er-
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lassen  zu  können,  muss  somit  zuerst  der  „Rückforderungsbe-
 scheid zur Verrechnung“ bestandskräftig vorliegen.

 Die  Einbettung  des  Verwaltungsverfahrens  nach  dem  LAG
 in  das  Verfahren  nach  dem  EntschG  mit  jeweils  eigener
 Rechtsschutzmöglichkeit  führt  zu  Verzögerungen,  bis  der
 Schlussbescheid  über  die  Entschädigung  erlassen  werden
 kann.  Damit  verbunden  sind  hohe  Zinsbelastungen  für  den
 Entschädigungsfonds  und  den  Bundeshaushalt.  Die  am  1.  Ja-
 nuar  2004  in  Gang  gesetzte  Zinslaufzeit  endet  erst  mit  dem
 Erlass  des  Entschädigungsbescheides.  Bei  einer  Verzinsung
 von  6  Prozent  jährlich  beläuft  sich  der  Zinsanteil  an  dem  aus-
 zuzahlenden  Gesamtbetrag  bereits  jetzt  auf  mehr  als  ein
 Drittel.  Derzeit  stehen  noch  rd.  15  500  Rückforderungsfälle
 zur  Verrechnung  nach  dem  Lastenausgleichgesetz  an,  davon
 etwa 15  000 beim Bundesausgleichsamt.

 Die  Anrechnung  von  Lastenausgleich  auf  die  Entschädigung
 wird  beibehalten,  um  das  Ausfallrisiko  für  den  Entschädi-
 gungsfonds  nicht  zu  erhöhen.  Ebenso  werden  weiterhin  zwei
 Bescheide  mit  eigener  Rechtsschutzmöglichkeit  ergehen.
 Kapital  fließt  dem  Berechtigten  allerdings  zu  Beginn  und
 nicht  mehr  am  Ende  des  Abzugverfahrens  zu.  Der  Zinslauf
 wird  dementsprechend  zu  diesem  frühen  Zeitpunkt  weitge-
 hend gestoppt.

 Die  gekürzte  Bemessungsgrundlage,  die  bereits  bisher  von
 den  Vermögensämtern  zu  ermitteln  und  der  Ausgleichsver-
 waltung  mitzuteilen  war,  wird  von  diesen  neu  durch  einen
 rechtsmittelfähigen  Bescheid  ausgewiesen  (§  8  Absatz  1
 Satz  1  EntschG).  Mit  der  bestandskräftigen  Festsetzung  der
 gekürzten  Bemessungsgrundlage  ist  der  vermögensrechtli-
 che  Teilabschnitt  des  Entschädigungsverfahrens  abgeschlos-
 sen,  die  Zuständigkeit  der  Vermögensämter  kann  an  dieser
 Stelle enden.

 Die  folgenden  rechtlichen  Bewertungen  und  Realakte  nimmt
 die  Ausgleichsverwaltung  –  und  hierbei  hauptsächlich  das
 Bundesausgleichsamt  –  vor.  Das  Bundesausgleichsamt  zahlt
 zwei  Monate  nach  Bestandskraft  der  Entscheidung  über  die
 gekürzte  Bemessungsgrundlage  einen  Abschlag  an  den  Be-
 rechtigten  (§  8  Absatz  2  EntschG).  Die  Abschlagzahlung
 orientiert  sich  an  der  Nettoentschädigung,  indem  von  der
 feststehenden  Bruttoentschädigung  ein  auf  der  Basis  der  er-
 füllten  Hauptentschädigung  geschätzter  Rückforderungsbe-
 trag  nach  dem  Lastenausgleichsgesetz  abgezogen  wird,  der
 so  ermittelte  Betrag  wird  verzinst.  Im  Gegensatz  zur  zeitauf-
 wändigen,  weil  hoch  komplizierten,  „Spitz“-Berechnung  der
 LAG-Rückforderung  lässt  sich  die  Schätzung  relativ  schnell
 vornehmen.  Dem  Berechtigten  steht  damit,  kurz  nachdem  er
 seine  Bruttoentschädigung  kennt,  ein  Betrag  zur  Verfügung,
 der  der  ihm  zustehenden  Entschädigung  nahe  kommt.  Der
 Zinslauf  kann  folglich  insoweit  mit  der  Bekanntgabe  des  Be-
 scheides  über  die  gekürzte  Bemessungsgrundlage  enden,
 wie in §  1 EntschG vorgesehen.

 Die  bislang  den  Vermögensämtern  obliegende  Verrechnung
 des  Rückforderungsbetrages  nach  dem  LAG  mit  der  Brutto-
 entschädigung  wird  nunmehr  allein  durch  das  Bundesaus-
 gleichsamt  wahrgenommen  (§  8  Absatz  3  Satz  3  EntschG).
 Dieses  ist  seit  1.  Januar  2010  gemäß  §  312  Absatz  2  Satz  3
 des  Lastenausgleichsgesetzes  in  „Neufällen“  für  die  Durch-
 führung  des  Rückforderungsverfahrens  zuständig.  Über  den
 Rückforderungsbetrag,  dessen  Verrechnung  mit  der  gekürz-
 ten  Bemessungsgrundlage  und  die  Zinsen  kann  damit  ver-
 waltungsökonomisch  in  einem  Bescheid  durchentschieden
 werden.  Da  die  gekürzte  Bemessungsgrundlage  durch  das

 zuständige  Vermögensamt  bereits  bestandskräftig  festge-
 stellt  ist,  wird  das  Bundesausgleichsamt  nicht  mit  sachfrem-
 den  Fragen  des  Vermögens-  und  Entschädigungsrechts  be-
 fasst.  Offen  sind  in  diesem  Verfahrensstadium  noch  die  Höhe
 des  Rückforderungsbetrages  nach  dem  Lastenausgleichsge-
 setz die sowie einige Rechenoperationen.

 In  den  wenigen  „Altfällen“,  für  die  die  Ausgleichsämter  auf
 Länderebene  zuständig  sind,  verbleibt  es  bei  der  Festsetzung
 des  Rückforderungsbetrages  durch  einen  eigenen  Bescheid.
 Für  die  betroffenen  Behörden  in  den  alten  Ländern  ändert
 sich  das  Verfahren  mit  Ausnahme  der  Schätzung  des  Rück-
 forderungsbetrages damit nicht.

 Nach  der  bestandskräftigen  Festsetzung  der  Entschädigung
 einschließlich  der  Zinsen  muss  das  Bundesausgleichsamt  die
 dem  Berechtigten  zustehende  Summe  mit  der  diesem  bereits
 zugeflossenen  Abschlagszahlung  zuzüglich  der  hierauf  ge-
 zahlten  Zinsen  verrechnen  (§  8  Absatz  5  EntschG).  Ein  Un-
 terschiedsbetrag  zu  Lasten  des  Berechtigten  wird  zurückge-
 fordert.  Ein  zu  Gunsten  des  Berechtigten  sich  ergebender
 Überschuss  wird  ausgezahlt  und  nachverzinst.  Der  für  den
 Entschädigungsfonds  zurückzufordernde  Betrag  ist  durch
 den  Berechtigten  nicht  zu  verzinsen,  da  dieser  die  Überzah-
 lung nicht zu vertreten hat.

 Hat  die  Ausgleichsverwaltung  bei  Inkrafttreten  dieses  Geset-
 zes  den  Bescheid  über  den  Rückforderungsbetrag  erlassen
 und  bekannt  gegeben,  sind  die  zeitaufwändigen  Arbeits-
 schritte,  nämlich  die  Ermittlung  der  gekürzten  Bemessungs-
 grundlage  und  eben  des  Rückforderungsbetrages,  bereits  er-
 ledigt.  Das  Verfahren  der  Entschädigungsberechnung  und
 - auszahlung  kann  daher  nach  dem  bisherigen  Recht  zu  Ende
 geführt  werden.  Dieser  Zeitpunkt,  die  Bekanntgabe  des
 „Rückforderungsbescheides  zur  Verrechnung“,  bietet  sich
 damit  als  Anknüpfungspunkt  für  den  Übergang  vom  alten
 zum neuen Recht an (§  8 Absatz 7).

 Ist  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  die  gekürzte  Bemes-
 sungsgrundlage  der  Ausgleichsverwaltung  zwar  bereits  mit-
 geteilt,  aber  noch  kein  Rückforderungsbescheid  erlassen
 worden,  findet  die  Neuregelung  Anwendung.  Die  bereits
 formlos  der  Ausgleichsverwaltung  mitgeteilte  gekürzte  Be-
 messungsgrundlage  ist  durch  das  zuständige  Vermögensamt
 als Verwaltungsakt zu erlassen.

 Zu Nummer 4  (§  12 EntschG)

 Der  Bescheid,  den  das  Bundesausgleichsamt  zum  Abschluss
 des  Anrechnungsverfahrens  von  Lastenausgleich  erlässt,  ent-
 hält  als  streitigen  Bestandteil  allenfalls  noch  die  Höhe  des
 Rückforderungsbetrages.  Dieser  ist  nach  den  Vorschriften
 des  Lastenausgleichsgesetzes  zu  ermitteln,  welches  eine
 §  32  Absatz  1  des  Vermögensgesetzes  entsprechende  Rege-
 lung  nicht  kennt.  Die  Einfügung  des  Satzes  3  in  §  12  stellt
 klar,  dass  das  Bundesausgleichsamt,  soweit  es  in  dem
 Bescheid  noch  originär  rechtliche  Erwägungen  anstellt,  als
 Behörde auf dem Gebiet des Lastenausgleichs handelt.

 Mit  den  übrigen  Feststellungen  greift  das  Bundesaus-
 gleichsamt  auf  durch  die  Vermögensämter  bereits  bestands-
 kräftig  festgesetzte  Werte  zurück  und  nimmt  eine  schlichte
 Subtraktion  und  Prozentrechnung  vor.  Damit  besteht  auch
 keine  Notwendigkeit,  dem  Berechtigten  vor  Erlass  des  Be-
 scheides  das  auf  die  vermögensrechtliche  Entscheidung  zu-
 geschnittene  besondere  Beteiligungsrecht  aus  §  32  Absatz  1
 des Vermögensgesetzes einzuräumen.
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Zu Artikel 2

 Zu Nummer 1  (§  292a LAG)

 Die  Anfügung  des  Absatzes  4  dient  der  Sicherstellung  von
 Rückforderungsansprüchen  des  Bundes,  die  in  den  Fällen
 einer  Überzahlung  beim  Tod  des  Berechtigten  entstehen.  Die
 Bestimmung  ermöglicht  es,  die  zuviel  ausgezahlten  Beträge
 unmittelbar von Geldinstituten zurückzuverlangen.

 Darüber  hinaus  wird  die  Grundlage  für  die  Geltendmachung
 von  Erstattungsansprüchen  gegenüber  sonstigen  Personen,
 welche  die  zu  Unrecht  geleisteten  Geldzahlungen  in  Emp-
 fang  genommen  oder  über  diese  verfügt  haben,  an  die  Rege-
 lungen  im  Sozialgesetzbuch  angeglichen  und  damit  verdeut-
 licht.

 Die  Regelung  trägt  dazu  bei,  dass  die  häufig  in  Unkenntnis
 des  Todes  eines  Berechtigten  noch  ausgezahlten  Leistungen
 schnell und vollständig zurück erstattet werden können.

 Zu Nummer 2  (§  349 LAG)

 Zu Buchstabe a

 Die  Neufassung  ist  Folge  der  Regelung  unter  Nummer  2.
 Eine  Rückforderung  soll  nur  noch  unterbleiben,  wenn  tat-
 sächlich Kürzungen erfolgt sind.

 Zu Buchstabe b

 Die  Vorschrift  schafft  die  Rechtsgrundlage  für  die  Aus-
 gleichsverwaltung,  Lastenausgleich  zurück  zu  fordern,  wenn
 die  an  sich  vorgeschriebene  Anrechnung  auf  Leistungen
 nach  dem  Entschädigungs-,  Ausgleichsleistungs-  oder  NS-
 Verfolgtenentschädigungsgesetz  ausnahmsweise  unterblie-
 ben ist.

 Zu Artikel 3  (Änderung des Vermögensgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§  23 VermG)

 Die  Vorschrift  ermöglicht  es  den  Ländern,  ihre  Ämter  und
 Landesämter  zur  Regelung  offener  Vermögensfragen  aufzu-
 lösen  und  die  Aufgaben  auf  eine  andere  Behörde  zu  übertra-
 gen.

 Zu Nummer 2  (§  26 VermG)

 Die Anfügung ist Folge der Änderung unter Nummer 1.

 Zu Nummer 3  (§  29 VermG)

 Mit  der  Regelung  wird  der  beim  Bundesamt  für  zentrale
 Dienste  und  offene  Vermögensfragen  installierte  Beirat  auf-
 gelöst.  Nach  einer  Verwaltungspraxis  von  20  Jahren  auf  dem
 Gebiet  der  offenen  Vermögensfragen  und  der  weitgehenden
 Klärung  der  Rechtsfragen  besteht  für  eine  Beratung  des  Bun-
 desamtes  bei  Fragen  der  Durchführung  des  Vermögensgeset-
 zes  und  der  Entschädigungsregelungen  kein  Bedürfnis  mehr.

 Zu Artikel 4  (Aufhebung des Vertriebenen-
 zuwendungsgesetzes)

 Zu Nummer 1

 Das  Gesetz  über  eine  einmalige  Zuwendung  an  die  im  Bei-
 trittsgebiet  lebenden  Vertriebenen  (Vertriebenenzuwen-

 dungsgesetz  –  VertrZuwG)  vom  27.  September  1994
 (BGBl.  I  S.  2624,  2635)  trat  am  1.  Januar  1994  in  Kraft  und
 sah  eine  Einmalzahlung  in  Höhe  von  4  000  DM  an  die  durch
 den  Zweiten  Weltkrieg  und  seine  Folgen  besonders  betroffe-
 nen  Vertriebenen  vor,  die  nach  der  Vertreibung  und  bis  zum
 3.  Oktober  1990  ihren  ständigen  Wohnsitz  im  Beitrittsgebiet
 hatten.  Die  Antragsfrist  endete  am  30.  September  1995;  die
 Anträge  sind  abgearbeitet.  Das  Gesetz  kann  daher  aufgeho-
 ben werden.

 Zu Nummer 2

 Einige  Restfälle,  in  denen  noch  Rechtsbehelfs-  oder  Rechts-
 mittelverfahren  anhängig  sind,  müssen  noch  nach  Maßgabe
 des  Vertriebenenzuwendungsgesetzes  abgeschlossen  werden
 können.  Dies  regelt  die  Übergangsvorschrift  in  Artikel  4
 Nummer 2.

 Zu Artikel 5  (Aufhebung  der  Ersten  Verordnung
 zur  Durchführung  des  Beweissiche-
 rungs- und Feststellungsgesetzes)

 Da  das  Beweissicherungs-  und  Feststellungsgesetzes  durch
 Artikel  3  a  Nummer  1  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1992
 (BGBl.  I.  S.  1389)  bereits  aufgehoben  wurde,  ist  die  auf-
 grund  §  367  Absatz  1  des  Lastenausgleichsgesetzes  in  Ver-
 bindung  mit  §§  28  Absatz  1  und  46  Absatz  1  BFG  erlassene
 Erste  Verordnung  zur  Durchführung  des  Beweissicherungs-
 und  Feststellungsgesetzes  (1.  BFDV)  durch  Gesetz  zu  än-
 dern und aufzuheben.

 Die  Änderung  des  §  1  1.  BFDV  hat  zur  Folge,  dass  die  bis-
 herigen  fünf  Auskunftstellen  im  Bereich  der  Landesaus-
 gleichsämter  Niedersachsen  und  Schleswig-Holstein  mit
 dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  aufzulösen  sind;  es  verblei-
 ben  zwei  Auskunftstellen  beim  Landesausgleichsamt  Berlin.

 Zu Artikel 6  (Änderung des Aufbauhilfefonds-
 gesetzes)

 Um  den  mit  der  Errichtung  des  Aufbauhilfefonds  verfolgten
 Zweck  –  die  nachhaltige  Schadensbeseitigung  in  den  vom
 Augusthochwasser  2002  betroffenen  Gebieten  –  zu  errei-
 chen,  sind  die  Fristen  in  §  8  Absatz  6  des  Aufbauhilfefonds-
 gesetzes  jeweils  um  drei  Jahre  zu  verlängern.  Der  Freistaat
 Sachsen  muss  nunmehr  die  bis  Ende  des  Jahres  2016  nicht
 verbrauchten  Mittel  bis  Ende  des  folgenden  Jahres  entspre-
 chend  dem  Schlüssel  nach  §  4  an  Bund  und  Länder  erstatten,
 sofern  die  Mittel  nicht  durch  Forderungen  Betroffener  ge-
 bunden  sind.  Spätestens  Ende  des  Jahres  2020  sind  alle  nicht
 verbrauchten  Restmittel  entsprechend  den  Anteilen  an  den
 Einzahlungen  in  den  Fonds  nach  §  4  an  Bund  und  Länder  zu
 erstatten.

 Zu Artikel 7  (Inkrafttreten)

 Die  Vorschrift  regelt  in  ihrer  Nummer  1  das  Inkrafttreten  des
 Gesetzes.

 In  Nummer  2  wird  das  Außerkrafttreten  der  Ersten  Verord-
 nung  zur  Durchführung  des  Beweissicherungs-  und  Feststel-
 lungsgesetzes  zum  1.  Januar  2012  bestimmt  (siehe  hierzu  die
 Ausführungen zu Artikel 5).
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Anlage 2a
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Gesetz  zur  Beschleunigung  der  Zahlungen  von  Entschädigungsleistungen  bei  der
 Anrechnung von Lastenausgleich
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  des  Ge-
 setzes  auf  Bürokratiekosten,  die  durch  Informationspflichten
 begründet werden, geprüft.

 Mit  dem  Gesetz  werden  keine  Informationspflichten  für  die
 Wirtschaft,  für  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  für  die  Ver-
 waltung eingeführt, geändert oder aufgehoben.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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Anlage 2b
 Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates
 Drittes Gesetz zur Änderung des Aufbauhilfefondsgesetzes
 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  den  Entwurf  auf  Büro-
 kratiekosten  geprüft,  die  durch  Informationspflichten  be-
 gründet werden.

 Mit  dem  Entwurf  werden  keine  Informationspflichten  einge-
 führt, geändert oder aufgehoben.

 Der  Nationale  Normenkontrollrat  hat  im  Rahmen  seines  ge-
 setzlichen  Prüfauftrags  keine  Bedenken  gegen  das  Rege-
 lungsvorhaben.
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Anlage 3
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  879.  Sitzung  am  11.  Februar
 2011  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 Nummer 3  (§  8 Absatz 1 Satz 2 EntschG)

 In  Artikel  1  Nummer  3  sind  in  §  8  Absatz  1  Satz  2  nach
 dem  Wort  „oder“  die  Wörter  „von  der  in  Satz  1  genannten
 Behörde“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Redaktionelle Klarstellung des Gemeinten.

 2.  Zu Artikel 1 Nummer 3  (§  8 Absatz 2 Satz 1 EntschG)

 In  Artikel  1  Nummer  3  ist  in  §  8  Absatz  2  Satz  1  nach
 dem Wort „Kalendermonat“ das Wort „vor“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Nur  so  kann  ein  Gleichlauf  mit  §  8  Absatz  3  Satz  4
 EntschG  herbeigeführt  werden,  da  auch  hier  die  Zinsen
 bis  zum  Kalendermonat  vor  der  Bekanntgabe  laufen.
 Dies  entspricht  zudem  dem  üblichen  Zinslauf  nach  §  1  Ab-
 satz  1  Satz  5  EntschG;  von  dieser  generellen  Regel  sollte
 auch bei der Vorabzahlung nicht abgewichen werden.

 Zu  einem  Widerspruch  mit  §  33a  Absatz  1  Satz  1  VermG,
 wonach  festgesetzte  Zahlungsansprüche  einen  Monat
 nach  Bestandskraft  der  Entscheidung  fällig  werden,  dürf-
 te  es  dadurch  nicht  kommen.  Weder  die  Festsetzung  der
 gekürzten  Bemessungsgrundlage  durch  die  Vermögens-
 ämter  noch  die  Einschätzung  eines  vorläufigen  Rückfor-
 derungsbetrages  durch  die  Lastenausgleichsverwaltung
 ist  als  ein  festgesetzter  Zahlungsanspruch  im  Sinne  des
 §  33a  VermG  anzusehen.  Denn  die  Entschädigung  und
 damit  der  Zahlungsanspruch  wird  erst  durch  einen  Be-
 scheid  nach  §  8  Absatz  4  EntschG  festgesetzt  (nach
 Redeker/Hirtschulz  in  Fieberg  u.a.,  VermG,  §  33a
 VermG,  Randnummer  2  soll  §  33a  VermG  ohnehin  nicht
 für  Zahlungsansprüche  nach  §  8  EntschG  gelten).  Eine  an
 dem  bisherigen  Wortlaut  des  Entwurfs  orientierte  Vor-
 gehensweise  wäre  zudem  nicht  verfahrensökonomisch.
 Selbst  wenn  im  Rahmen  der  Vorabzahlung  seitens  der
 Ausgleichsverwaltung  der  Rückforderungsbetrag  auf  den
 Cent  genau  eingeschätzt  worden  wäre,  müsste  die  Aus-
 gleichsverwaltung  trotzdem  einen  Rückforderungsbe-

 scheid  erlassen,  da  eine  Zinsüberzahlung  von  einem  Mo-
 nat erfolgt wäre.

 3.  Zu  Artikel 5  (Erste Verordnung zur Durchführung
 des Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes)
 Artikel 7  (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)

 a)  Artikel 5 ist wie folgt zu fassen:

 „Artikel 5

 Änderung der Ersten Verordnung zur Durchführung
 des Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes

 §  1  Absatz  1  der  Ersten  Verordnung  zur  Durchfüh-
 rung  des  Beweissicherungs-  und  Feststellungsgeset-
 zes  vom  4.  August  1965  (BGBl.  I  S.  727)  wird  wie
 folgt gefasst:

 „(1)  Beim  Landesausgleichsamt  Berlin  werden  die
 folgenden  nach  §  28  Absatz  1  des  Gesetzes  zu  bilden-
 den Auskunftstellen eingerichtet:

 1.  die  Auskunftstelle  Ost-Berlin  für  das  Gebiet  des
 Sowjetsektors von Berlin,

 2.  die  Auskunftstelle  Brandenburg  für  das  Gebiet  des
 Landes Brandenburg.“

 b)  Artikel 7 ist wie folgt zu fassen:

 „Artikel 7

 Inkrafttreten; Außerkrafttreten

 1.  Das  Gesetz  tritt  am  Tage  nach  seiner  Verkündung
 in Kraft.

 2.  Die  Erste  Verordnung  zur  Durchführung  des  Be-
 weissicherungs-  und  Feststellungsgesetzes  vom
 4.  August  1965  (BGBl.  I  S.  727)  tritt  am  1.  Januar
 2012 außer Kraft.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  Aufgaben  der  Auskunftstellen  des  Landes  Schles-
 wig-Holstein  sind  erledigt.  Es  besteht  kein  Grund  die
 Auflösung  und  damit  auch  die  Vernichtung  der  umfang-
 reichen  Akten  und  Karteien  weiter  hinauszuschieben.
 Die  Begründung  zum  Gesetzentwurf  der  Bundesregie-
 rung  enthält  noch  die  bisherige  Begründung  aus  dem  Re-
 ferentenentwurf.  Ein  sachlicher  Grund  für  ein  Hinaus-
 schieben der Auflösung ist nicht erkennbar.
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Anlage 4
 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Beschleuni-
 gung  der  Zahlung  von  Entschädigungsleistungen  bei  der  An-
 rechnung  des  Lastenausgleichs  und  zur  Änderung  des  Auf-
 bauhilfefondsgesetzes wie folgt:

 Zu Nummer 1 Artikel 1 Nummer 3  (§  8  Absatz  1  Satz  2
 EntschG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

 Zu  Nummer  2  Artikel  1  Nummer  3  (§  8  Absatz  2  Satz  1
 EntschG)

 Die  Bundesregierung  hält  den  Gleichlauf  der  Zinsregelun-
 gen für nicht erforderlich und lehnt den Vorschlag ab.

 Die  Zinsregelung  in  §  8  Absatz  2  Satz  1  EntschG  –  neu  –  ist
 bewusst  in  Abkehr  von  dem  üblichen  Zinslauf  nach  §  1  Ab-
 satz  1  Satz  5  EntschG  ausgestaltet.  Die  Abschlagszahlung
 steht  erst  zwei  Monate  nach  Bestandskraft  des  Bescheids

 über  die  gekürzte  Bemessungsgrundlage  zur  Auszahlung  an,
 während  die  übliche  Regelung  einen  Monat  vorsieht.  Die
 zweimonatige  Frist  ist  für  das  Bundesausgleichsamt  notwen-
 dig,  um  den  Rückforderungsbetrag  schätzen  zu  können.  Im
 Gegenzug  wird  die  Zinslaufzeit  um  einen  Monat  verlängert.
 Dies  soll  die  Akzeptanz  für  die  spätere  Auszahlung  bei  den
 Berechtigten fördern.

 Die  angeführte  Verfahrensökonomie  ist  ein  absolut  theoreti-
 sches  Argument.  Die  punktgenaue  Schätzung  des  Rückfor-
 derungsbetrages  durch  die  Ausgleichsverwaltung  ist  unmög-
 lich.

 Zu Nummer 3  Artikel 5  (Erste Verordnung zur Durchfüh-
 rung des Beweissicherungs- und
 Feststellungsgesetzes)

 Artikel 7  (Inkrafttreten; Außerkrafttreten)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.
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